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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Florian von Brunn, Ruth Waldmann, Michael Busch, Christian 
Flisek, Doris Rauscher, Diana Stachowitz, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild, 
Ruth Müller, Markus Rinderspacher, Arif Taşdelen, Klaus Adelt, Horst Arnold, 
Inge Aures, Martina Fehlner, Harald Güller, Volkmar Halbleib, Alexandra 
Hiersemann, Annette Karl, Natascha Kohnen, Florian Ritter, Stefan Schuster und 
Fraktion (SPD) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Gesetz über den Öffentlichen   
Gesundheitsdienst (Gesundheitsdienstgesetz – GDG) 
(Drs. 18/19685) 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Art. 1 Abs. 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5)1Die Gesundheitsämter sind zur Erfüllung ihrer Aufgaben ausreichend mit 
geeigneten Fachkräften zu besetzen, die über die erforderlichen Kenntnisse des 
öffentlichen Gesundheitswesens sowie des Gesundheitsrechts verfügen und ent-
sprechend fortgebildet werden. 2Die notwendigen fachlichen Kenntnisse können 
durch die Teilnahme an einem Kurs für öffentliches Gesundheitswesen oder an ein-
zelnen Kursmodulen zu Teilgebieten des öffentlichen Gesundheitswesens erwor-
ben werden. 3Der erfolgreiche Abschluss der fachärztlichen Weiterbildung für das 
öffentliche Gesundheitswesen oder die Erlangung einer vom zuständigen Staatsmi-
nisterium als gleichwertig anerkannten ärztlichen oder nichtärztlichen Qualifikation 
ist Voraussetzung für die Leitung und die stellvertretende Leitung eines Gesund-
heitsamts. 4Das zuständige Staatsministerium erstellt bis zum 31.Dezember 2022 
eine Gesamtkonzeption zur Öffnung des Anwendungsbereichs von Satz 3 für wei-
tere Berufsgruppen. 5Das zuständige Staatsministerium erarbeitet bis zum 31. De-
zember 2022 eine Aufgabenanalyse und legt Mindestpersonalzahlen für die einzel-
nen Fachbereiche eines Gesundheitsamtes fest (Mustergesundheitsamt).“ 

2. Art. 7 wird wie folgt gefasst: 

„Art. 7 

Gesundheitsförderung, Prävention und Gesundheitsplanung 

(1) 1Gesundheitsförderung und Prävention orientieren sich an dem Ziel, sozial 
bedingte und geschlechterbezogene Ungleichheit von Gesundheitschancen abzu-
bauen. 2Durch Gesundheitsförderung und Prävention sollen die Gesundheit, die 
Gesundheitskompetenz, die Lebensqualität und die Selbstbestimmung erhalten 
und gestärkt werden. 

(2) 1Im Sinne eines umfassenden Verständnisses von Gesundheit wirken die 
Gesundheitsämter in enger Zusammenarbeit mit anderen auf diesem Gebiet Täti-
gen an der Förderung und Erhaltung gesunder Lebensbedingungen mit. 2Dabei ste-
hen strukturelle Maßnahmen im Vordergrund. 3Die Gesundheitsämter wirken au-
ßerdem darauf hin, dass sich auch andere Bereiche der öffentlichen Verwaltung an 
gesundheitsförderlichen Werten und Prinzipien orientieren. 

(3) 1Die Gesundheitsämter koordinieren die im Bereich der Gesundheitsförde-
rung und der Prävention der tätigen Institutionen, Träger und Körperschaften. 2Sie 
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unterstützen kommunale gesundheitsfördernde Aktivitäten und Selbsthilfegruppen 
und führen eigene Maßnahmen der Verhältnis- und Verhaltensprävention durch. 

(4) 1Die den Gesundheitsämtern obliegende Gesundheitsplanung umfasst die 
Bestands- und Bedarfsanalyse auf der Grundlage der Gesundheitsberichterstattung 
nach Art. 9. 2Zu den Planungsaufgaben gehören insbesondere das Aufzeigen von 
Problemfeldern in der Gesundheitsförderung und Prävention, der gesundheitlichen 
und pflegerischen Versorgung sowie die Formulierung von fachlichen Zielvorstel-
lungen für die Sicherstellung der gesundheitlichen Versorgung und deren Weiter-
entwicklung. 3Maßnahmen von Gesundheitsförderung und Prävention beruhen auf 
den Zielvorstellungen nach Satz 2.“ 

3. Nach Art. 7 wird folgender Art. 7a eingefügt: 

„Art. 7a 

Gesundheitshilfe 

(1) 1Die Angebote der Gesundheitsämter zur Gesundheitshilfe tragen zur Kom-
pensation sozialer und gesundheitlicher Benachteiligung bei. 2Sie richten sich daher 
insbesondere an Menschen, die aus gesundheitlichen, sozialen, sprachlichen, kul-
turellen oder finanziellen Gründen keinen ausreichenden oder rechtzeitigen Zugang 
zu anderen Hilfesystemen finden oder deren komplexer Hilfebedarf besondere Ko-
ordinierung und Betreuung erforderlich macht. 

(2) Soweit dies nicht durch Dritte gewährleistet wird, nehmen die Gesundheits-
ämter die Aufgaben der Beratung, der psychosozialen Unterstützung und der Hil-
fevermittlung insbesondere für folgende Zielgruppen wahr: 

1. für Säuglinge und Kleinkinder, wenn die Schwangerschaft oder die Geburt re-
gelwidrig verlaufen ist, sich Besonderheiten in der frühkindlichen Entwicklung 
zeigen oder dies zum Schutz vor anderweitigen Risiken notwendig ist; hierzu 
erfolgt zur Gewährleistung eines effektiven Gesundheits- und Kinderschutzes 
eine Kooperation mit Geburtskliniken, Kinder- und Frauenärztinnen und -ärzten, 
Hebammen und Jugendämtern, 

2. für Kinder und Jugendliche hinsichtlich ihrer gesundheitlichen Entwicklung ein-
schließlich psychischer Störungen; hierbei beraten die Gesundheitsämter auch 
die Sorgeberechtigten, die Lehrerinnen und Lehrer sowie die Erzieherinnen und 
Erzieher, 

3. für die Bevölkerung in Fragen der Familienplanung und Partnerschaft, der Se-
xualität und der Schwangerschaft sowie bei Schwangerschaftskonflikten und 
damit zusammenhängenden sozialen Belangen, 

4. für Opfer häuslicher oder sexueller Gewalt einschließlich der Opfer des Men-
schenhandels, 

5. für geistig, seelisch oder körperlich behinderte Menschen sowie für von einer 
solchen Behinderung bedrohte Menschen zur Sicherung der Teilhabe und (Wie-
der-)Eingliederung nach dem Neunten und dem Zwölften Buch Sozialgesetz-
buch, 

6. für krebskranke und andere chronisch kranke Menschen, 

7. für Menschen, die an einer sexuell übertragbaren Krankheit oder an Aids er-
krankt sind oder gefährdet sind, sich zu infizieren, 

8. für Menschen, die an Tuberkulose erkrankt sind oder gefährdet sind, sich zu 
infizieren, einschließlich ihrer Kontaktpersonen. 

(3) Die Gesundheitsämter wirken als fachkundige Stellen mit bei der Erfüllung 
der sonstigen Aufgaben der Kreisverwaltungsbehörden, insbesondere 

1. bei der Überwachung von Heimen und ähnlichen Einrichtungen im Hinblick auf 
die Gesundheit der Bewohner, 

2. bei der Hilfe für Personen in akuten psychischen Krisen, insbesondere wenn 
diese von einer Unterbringung bedroht sind, 

3. in Fragen der Daseinsvorsorge und Siedlungshygiene.“ 
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4. Art. 9 wird wie folgt gefasst: 

„Art. 9 

Gesundheitsberichterstattung 

(1) 1Bei der Gesundheitsberichterstattung handelt es sich um eine verdichtete, 
zielorientierte und zielgruppenorientierte Darstellung und Bewertung von Daten zur 
Bevölkerungsgesundheit und zum Gesundheitswesen. 2Dabei werden die Lebens- 
und Umweltbedingungen der Bevölkerung und von Bevölkerungsgruppen berück-
sichtigt, soweit diese einen Einfluss auf die gesundheitliche Situation haben. 3Die 
Gesundheitsberichterstattung dient als Planungsgrundlage für die Entwicklung und 
Durchführung von konkreten Maßnahmen, insbesondere der Gesundheitsförde-
rung, und zu deren Evaluation. 

(2) 1Das Landesamt erstellt und publiziert alle drei Jahre einen Basisbericht, der 
die Entwicklung zu den epidemiologisch und ökonomisch relevantesten Erkrankun-
gen, vermeidbaren Risikofaktoren und der Inanspruchnahme präventiver, kurativer 
und rehabilitativer Leistungen nach sozialen Faktoren sowie regional differenziert 
darstellt. 2Epidemiologisch und ökonomisch relevante Erkrankungen nach Satz 1 
sind insbesondere: Herz-Kreislauf-Erkrankungen, insbesondere Schlaganfall, Herz-
infarkt und Herzinsuffizienz; Diabetes mellitus Typ 2; Krebserkrankungen, insbe-
sondere Brust-, Prostata-, Darm-, Lungen-, Haut- und Gebärmutterhalskrebs; psy-
chische Erkrankungen, insbesondere Abhängigkeit von Alkohol oder Medikamen-
ten, Burn-out, Depression, Demenz und chronische Schlafstörungen; Erkrankungen 
des Bewegungsapparats, insbesondere Rückenschmerzen und Arthrose; Erkran-
kungen der Atemwege, insbesondere chronisch-obstruktive Lungenerkrankungen; 
Zahnerkrankungen, insbesondere Karies; Verletzungen durch Unfälle und Stürze. 
3Vermeidbare Risikofaktoren nach Satz 1 sind insbesondere: Tabakkonsum; schäd-
licher Alkoholkonsum; Bewegungsmangel; Adipositas; Über- und Fehlernährung; 
Fettstoffwechselstörungen; Bluthochdruck; fehlerhafte Risikowahrnehmung in 
Sport, Freizeit und Straßenverkehr. 4Soziale Faktoren sind insbesondere Alter, Ge-
schlecht, Familienstand, Migrationshintergrund, Bildung, Beruf und Einkommen. 
5Der Basisbericht nach Satz 1 wird ergänzt um Schwerpunktthemen zur gesund-
heitlichen Lage vulnerabler Gruppen wie Menschen mit einer Behinderung, Kinder 
und Jugendliche, Alleinerziehende und ihre Kinder, LGBT-Personen, Menschen mit 
Migrationshintergrund, arbeitslose Menschen oder wohnungslose Menschen (Lan-
desgesundheitsbericht). 6Der Landesgesundheitsbericht wird dem Landtag zugelei-
tet. 

(3) 1Die Gesundheitsämter erstellen zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach Art. 7 
alle zwei Jahre kommunale Gesundheitsberichte. 2Struktur und Inhalt der kommu-
nalen Gesundheitsberichte orientieren sich an den Vorgaben von Abs. 2 und ent-
halten evidenzbasierte Empfehlungen für kommunale Maßnahmen zur Gesund-
heitsförderung und Prävention. 3Behörden sowie die Kosten- und Leistungsträger 
der gesundheitlichen Versorgung in Bayern stellen den Gesundheitsämtern die zur 
Erfüllung der Aufgaben nach den Sätzen 1 und 2 einvernehmlich für erforderlich 
gehaltenen Daten zur Verfügung. 4Die Gesundheitsämter machen die kommunalen 
Gesundheitsberichte der Öffentlichkeit zugänglich.“ 

 

 

Begründung: 

1. Allgemeines 

Unter dem Eindruck der Coronapandemie und den dabei öffentlich und offensichtlich 
gewordenen Defiziten des Öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) stellt die Bundes-
regierung im „Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst“ Finanzmittel für zusätzliche 
Stellen und die Digitalisierung in den Gesundheitsämtern zur Verfügung. Die Finanz-
mittel werden aus den Länderhaushalten verstärkt und zu einem teilweise erheblichen 
Stellenaufwuchs in den Gesundheitsämtern eingesetzt. Eine Neujustierung des ÖGD in 
Richtung auf eine „New Public Health“ mit einer Ausrichtung auf gesundheitliche Chan-
cengleichheit oder Koordinierungsfunktionen vor Ort findet hingegen nicht statt. Davon 
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zeugt auch der Entwurf der Staatsregierung eines Gesetzes über den Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst, der fast ausschließlich rechtssystematische Neuerungen enthält. Die 
Möglichkeiten einer zukunftsorientierten Neuaufstellung des ÖGD werden mit dem Ent-
wurf hingegen weitgehend verspielt. 

Bereits im Jahr 2016 hatte die Gesundheitsministerkonferenz (GMK) in einer Entschlie-
ßung die Notwendigkeit betont, den ÖGD adäquat mit Ressourcen auszustatten: „Sie 
regt auch gegenüber den kommunalen Trägern des ÖGD an, durch angemessene Stel-
lenpläne die erforderlichen Grundlagen für die Erfüllung der umfangreichen und fachlich 
anspruchsvollen Aufgaben des ÖGD zu schaffen. Diese Stellenpläne sind auf der 
Grundlage einer gründlichen und kritischen Analyse von Art und Umfang der Aufgaben 
auszugestalten.“ (GMK, 2016) 

Auch in dieser Entschließung wurde die „Perspektive Prävention und Gesundheitsför-
derung“ besonders hervorgehoben, weil nach Verabschiedung des Präventionsgeset-
zes im Jahr 2015 die Hoffnung bestand, dass hier neue Aufgaben durch den ÖGD 
wahrgenommen werden könnten und zusätzliche finanzielle Mittel durch Sozialversi-
cherungsträger dafür bereitgestellt werden würden: „Das Präventionsgesetz bietet eine 
konkrete Chance, eine verbesserte Gesundheit für die Bürgerinnen und Bürger zu er-
reichen. Der ÖGD muss aufgrund seiner in den Ländergesetzen festgeschriebenen 
Rolle als regionaler Koordinator in der Gesundheitsförderung eine aktive Rolle im Rah-
men der Umsetzung des Präventionsgesetzes spielen. Die GMK erwartet von den Part-
nern der Rahmenvereinbarungen die Rolle des ÖGD anzuerkennen, zu nutzen und zu 
unterstützen und hierzu geeignete Formen der Einbindung zu entwickeln.“ (ebd.) 

Auch die Koordinierungsfunktion des ÖGD in diesem Feld wurde besonders hervorge-
hoben: „Unter den neuen Rahmenbedingungen gilt es, gemeinsam auf die Nutzung und 
die Weiterentwicklung vorhandener tragfähiger Strukturen für die Prävention und Ge-
sundheitsförderung auf kommunaler bzw. regionaler Ebene hinzuwirken und dazu bei-
zutragen, dass der ÖGD dabei sein Potential zur Wirkung bringen kann. Der Koordinie-
rung der regionalen Gesundheitsförderung und Prävention kommt dabei ein besonderer 
Stellenwert zu, z. B. mit Blick auf die Bedarfsfeststellung, orientierende Rahmenkon-
zepte oder die Qualitätssicherung.“ (ebd.) 

Noch viel weiter geht die GMK-Entschließung von 2018 mit ihrem dort verabschiedeten 
„Leitbild für einen modernen Öffentlichen Gesundheitsdienst“: „Neben seinen hoheitli-
chen Aufgaben muss (der ÖGD) verstärkt modernen zivilgesellschaftlichen Erwartun-
gen und sozialen Herausforderungen gerecht werden. (…) Der ÖGD setzt sich für ge-
sundheitliche Chancengleichheit ein. Dies prägt als Vision den ÖGD.“ (GMK, 2018) 

Der koordinierenden und steuernden Aufgabe des ÖGD insbesondere in den Bereichen 
von Prävention und Gesundheitsförderung auf der Basis einer aussagekräftigen Ge-
sundheitsberichterstattung ist mit einer entsprechenden Gesetzgebung auf Landes-
ebene ebenso Rechnung zu tragen wie seiner Orientierung an gesundheitlicher Chan-
cengleichheit. 

 

2. Zu den einzelnen Punkten 

Zu Nr. 1 – Ausstattung mit Fachpersonal 

Die Regelung greift das Vorliegen einer bestimmten Qualifikation für die Leitung und 
stellvertretende Leitung eines Gesundheitsamts auf wie auch die Anforderungen an die 
Fachkräfte. Mit der fachärztlichen Weiterbildung auf dem Gebiet des öffentlichen Ge-
sundheitswesens besitzen Ärztinnen und Ärzte grundsätzlich die spezifischen Fach-
kenntnisse für die leitende Tätigkeit in einem Gesundheitsamt. Alternativ kann auch der 
Nachweis einer vom zuständigen Staatsministerium als gleichwertig anerkannten Qua-
lifikation, wie z. B. der Abschluss eines Public Health-Ergänzungs-/Zusatzstudiengan-
ges (z. B. Master of Public Health, M.P.H., Master im Sozial- und Gesundheitswesen), 
einer fachärztlichen Weiterbildung auf einem anderen Gebiet zuzüglich der erfolgrei-
chen Teilnahme an einem Kurs für öffentliches Gesundheitswesen, einer anderen fach-
lichen Zusatzqualifikation auf dem Gebiet des öffentlichen Gesundheitswesens (z. B. 
eine Postgraduiertenausbildung für angewandte Epidemiologie (PAE) oder das Euro-
pean Programme for Intervention Epidemiology Training (EPIET)) zuzüglich einer mehr-
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jährigen Tätigkeit im ÖGD und der Anerkennung von Zeiten einer drei- oder sechsmo-
natigen Tätigkeit in der Psychiatrie sowie ggf. des Nachweises einer 30monatigen ärzt-
lichen Tätigkeit in der patientennahen Versorgung, ausreichen. 

Vor dem Hintergrund der Akzentuierung der Kernaufgaben des ÖGD auf dem Gebiet 
„Öffentliches Gesundheitswesen (Public Health)“ soll sich der ÖGD weiteren Berufs-
gruppen öffnen. Insbesondere in den Themen und Aufgabengebieten der Gesundheits-
planung und Koordinierung ergeben sich Tätigkeitsfelder für nichtärztliche Berufsgrup-
pen, wie z. B. der Gesundheitswissenschaften, Sozialwissenschaften oder (Sozial-)Pä-
dagogik. Zur Qualitätssicherung bei der Aufgabenwahrnehmung sollen die Beschäftig-
ten ihre Kenntnisse im öffentlichen Gesundheitsrecht und Gesundheitswesen durch 
entsprechende Fortbildung weiterentwickeln. Für die notwendigen Fachkenntnisse kön-
nen Kurse und Fortbildungsveranstaltungen auf dem Gebiet des öffentlichen Gesund-
heitswesens besucht werden. 

Ein wichtiger Schritt zur Neuausrichtung des ÖGD ist die Überarbeitung von Aufgaben 
und Zuständigkeitsbereichen der verschiedenen Berufsgruppen innerhalb des ÖGD. 
Hierfür sollten Kernkompetenzen für die jeweiligen Aufgabenbereiche definiert werden, 
welche sich an dem Leitbild des ÖGD orientieren, sodass alle Kernaufgaben des ÖGD 
– Gesundheitsschutz, Gesundheitsförderung, Beratung und Information sowie Steue-
rung und Koordination – durch gut ausgebildetes Personal abgedeckt werden. Dabei 
kann die Struktur und Organisation eines „Mustergesundheitsamts“, z. B. aus Berlin, als 
Orientierung dienen. Grundsätzlich sind Kriterien für eine Personalmindestausstattung 
im Sinne eines Mustergesundheitsamtes unter Berücksichtigung von einheitlichen Auf-
gabenbeschreibungen zu erarbeiten. 

 

Zu Nr. 2 – Gesundheitsförderung, Prävention und Gesundheitsplanung 

Gesundheitsförderung und Prävention werden hier als zwei komplementäre Interven-
tionsformen zur Verbesserung und Erhaltung der Gesundheit verstanden. Gesundheits-
förderung ist ein partizipativer ressourcenorientierter Prozess mit dem Ziel, sowohl Le-
benswelten gesünder zu gestalten als auch Menschen zu befähigen, gesündere Le-
bensweisen zu wählen. Ergänzt wird dies um die Aufgaben im Rahmen der Prävention, 
die auf die Reduktion von Risikofaktoren setzt. 

Gesundheit und Krankheit sind auch in Bayern sozial ungleich verteilt: Personen mit 
besserer Bildung und höherem Einkommen erkranken seltener, leben länger und fühlen 
sich subjektiv gesünder als weniger gebildete Personen mit einem niedrigen Einkom-
men. Sozial ungleich verteilt sind auch die Risikofaktoren für die wichtigsten Erkrankun-
gen: Personen mit niedrigem Einkommen rauchen häufiger, bewegen sich weniger, er-
nähren sich ungesünder und haben häufiger Übergewicht als Personen mit höherem 
Einkommen. Zentrale Aufgabe von Prävention und Gesundheitsförderung ist es, den 
„sozialen Gradienten“ von Gesundheit und Krankheit zu reduzieren. Maßnahmen zur 
Prävention und Gesundheitsförderung sollen vor allem dazu dienen, Morbidität, Morta-
lität und Folgekosten durch die epidemiologisch und ökonomisch wichtigsten Krankhei-
ten zu reduzieren. Die gesundheitliche Ungleichheit ist in den vergangenen Jahren eher 
größer als kleiner geworden. Dies ist ein deutlicher Hinweis darauf, dass die Anstren-
gungen zur Verringerung dieser Ungleichheit intensiviert werden sollten. 

Den Gesundheitsämtern obliegt in Gesundheitsförderung und Prävention vor allem eine 
koordinierende und strukturierende Aufgabe. Auf der Basis einer differenzierten Ge-
sundheitsberichterstattung entwickeln sie kooperativ mit lokalen Stakeholdern Gesund-
heitsziele und Maßnahmen zur Erreichung der Ziele. Die Gesundheitsämter können 
Projekte und Maßnahmen der Gesundheitsförderung und Prävention auch selbst durch-
führen. Im Sinne des Health-in-all-Policies-Prinzips haben Gesundheitsämter auch die 
Aufgabe, für eine gesundheitsförderliche Politik in anderen Bereichen der kommunalen 
Verwaltung zu sorgen. 
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Zu Nr. 3 – Gesundheitshilfe 

Angehörige sozial benachteiligter Bevölkerungsgruppen haben oft besonders große 
Probleme bei der gesundheitlichen Versorgung. Es werden zum Beispiel weniger Vor-
sorge- und Früherkennungsuntersuchungen in Anspruch genommen, weniger Fachärz-
tinnen und Fachärzte aufgesucht. Die Belastungen durch Lärm und Luftverschmutzung 
sind dort besonders groß, wo überdurchschnittlich viele Menschen aus sozial benach-
teiligten Bevölkerungsgruppen wohnen. Die Belastungen am Arbeitsplatz sind in der 
unteren Statusgruppe zumeist besonders hoch, nicht nur bei den klassischen Belastun-
gen (zum Beispiel Heben schwerer Lasten, Lärm- und Staubexposition), sondern auch 
bei den psychosozialen Belastungen (zum Beispiel geringer Handlungsspielraum, ge-
ringe Anerkennung). Soziale und gesundheitliche Benachteiligung beginnt bereits im 
frühen Kindesalter. 

Zur Verringerung der gesundheitlichen Ungleichheit sollen auch mit den Angeboten der 
Gesundheitshilfe vor allem Personen erreicht werden, die gesundheitlich besonders 
stark belastet sind. Bei solchen Maßnahmen sind die Gesundheitsgewinne auch bezo-
gen auf die Gesamtbevölkerung am größten. 

 

Zu Nr. 4 – Gesundheitsberichterstattung 

Basis einer zukunftsorientierten und krisenfesten Gesundheitsplanung ist eine aussa-
gekräftige Gesundheitsberichterstattung (GBE). In der GBE bündelt der ÖGD Informa-
tionen und Erkenntnisse zu Gesundheitsbelastungen in Verbindung mit Informationen 
zur sozialen und wohnräumlichen Lage. Für eine fundierte GBE müssen neben den 
selbst erhobenen Daten den Gesundheitsämtern auch andere regionale und landes-
weite Daten zur Verfügung gestellt werden. 

Die Gesundheitsberichterstattung dient der Beschreibung der gesundheitlichen Situa-
tion der Bevölkerung, insbesondere auch einer genderspezifischen Betrachtung und 
Erfassung von gesundheitlichen Daten und Faktoren, sowie der Darstellung von ge-
sundheitlich besonders belasteten Bevölkerungsgruppen. Gesundheitsberichte sollen 
regelmäßig sowohl auf Landes- wie auf kommunaler Ebene erstellt werden. Sie sollen 
sich an dem Ziel des ÖGD, die gesundheitliche Ungleichheit zu verringern, orientieren 
und sie sollen Informationen vor allem zu den relevantesten Krankheiten und Risikofak-
toren liefern. 


